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Weitere Unterschriften: 12 

Dringlichkeit verlangt: Nein 

Dringlichkeit gewährt: Nein 

RRB-Nr.:  

Direktion: Finanzdirektion

Klassifizierung: Nicht klassifiziert

Antrag Regierungsrat:  

  

Desinvestition aus fossilen Energieträger

Der Regierungsrat wird beauftragt, die Gesetzesgrundlagen so zu ändern, dass öffentlich

rechtliche Institutionen wie die Berner Kantonalbank, die Bernische Pensionskasse und die BKW 

nicht mehr in die Gewinnung fossiler Energien 

vestiert haben. 

Begründung: 

Die heftigen Unwetter, die sich vor kurzem in ganz Europa, insbesondere in Deutschland und 

Frankreich, ereignet haben, haben gezeigt, wie gross das Ausmass des Klimawandels ist. Wie

viele Katastrophen dieser Art wollen wir noch auf uns nehmen, bis wir uns endlich bewusst we

den, welche Auswirkungen unsere Art zu leben und zu konsumieren auf unseren Planeten hat?

Wir müssen uns von den fossilen Energieträgern befreien. Damit das mögli

giewende von ganz oben, also von den öffentlichen Institutionen, durchdacht, geplant und org

nisiert werden. Da sie dies aber noch nicht tun, ist es an den politischen Verantwortlichen, en

sprechend Druck auszuüben und sie zu zwingen, 

gendst die Produktion fossiler Energie gestoppt werden. Die öffentlichen Institutionen bekunden 
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Desinvestition aus fossilen Energieträgern: eine Überlebensfrage 

Der Regierungsrat wird beauftragt, die Gesetzesgrundlagen so zu ändern, dass öffentlich

rechtliche Institutionen wie die Berner Kantonalbank, die Bernische Pensionskasse und die BKW 

nicht mehr in die Gewinnung fossiler Energien investieren können und bis in fünf Jahren desi

Die heftigen Unwetter, die sich vor kurzem in ganz Europa, insbesondere in Deutschland und 

Frankreich, ereignet haben, haben gezeigt, wie gross das Ausmass des Klimawandels ist. Wie

viele Katastrophen dieser Art wollen wir noch auf uns nehmen, bis wir uns endlich bewusst we

den, welche Auswirkungen unsere Art zu leben und zu konsumieren auf unseren Planeten hat?

Wir müssen uns von den fossilen Energieträgern befreien. Damit das mögli

giewende von ganz oben, also von den öffentlichen Institutionen, durchdacht, geplant und org

nisiert werden. Da sie dies aber noch nicht tun, ist es an den politischen Verantwortlichen, en

sprechend Druck auszuüben und sie zu zwingen, es besser zu tun. Insbesondere muss dri

gendst die Produktion fossiler Energie gestoppt werden. Die öffentlichen Institutionen bekunden 
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Der Regierungsrat wird beauftragt, die Gesetzesgrundlagen so zu ändern, dass öffentlich-

rechtliche Institutionen wie die Berner Kantonalbank, die Bernische Pensionskasse und die BKW 

investieren können und bis in fünf Jahren desin-

Die heftigen Unwetter, die sich vor kurzem in ganz Europa, insbesondere in Deutschland und 

Frankreich, ereignet haben, haben gezeigt, wie gross das Ausmass des Klimawandels ist. Wie 

viele Katastrophen dieser Art wollen wir noch auf uns nehmen, bis wir uns endlich bewusst wer-

den, welche Auswirkungen unsere Art zu leben und zu konsumieren auf unseren Planeten hat? 

Wir müssen uns von den fossilen Energieträgern befreien. Damit das möglich ist, muss die Ener-

giewende von ganz oben, also von den öffentlichen Institutionen, durchdacht, geplant und orga-

nisiert werden. Da sie dies aber noch nicht tun, ist es an den politischen Verantwortlichen, ent-

es besser zu tun. Insbesondere muss drin-

gendst die Produktion fossiler Energie gestoppt werden. Die öffentlichen Institutionen bekunden 
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in diesem Bereich Mühe, Ihr Handeln ist zögerlich und unwirksam und beschränkt sich aus-

schliesslich auf die CO2-Emissionen. 

Kümmert man sich nur um die Emissionen, geht es um den Versuch, Millionen von Menschen 

davon überzeugen zu wollen, auf die reichlich vorhandene und billige Energie zu verzichten. 

Geht man hingegen die Produktion an, legt man eine Schlinge um die erdrückende Verantwor-

tung einiger Industriekonzerne. Damit rückt man ab von den persönlichen Emissionsbilanzen, die 

mit dem klimatischen Gleichgewicht unvereinbar sind, und richtet den Blick auf das Energiesys-

tem. Das Individuum und sein Verkehrs-, Wohn-, Ernährungs- und Konsumverhalten wird so mit 

der Gruppe verbunden, um gemeinsam eine echte Energiewende zu schaffen. 

Angesichts eines derart globalen Problems wie dem Klimawandel gibt es nur sehr wenige Unter-

nehmen, die seit der Mitte des 18. Jahrhunderts im Bereich der kohlenstoffintensiven Produktion 

tätig sind. Von den 90 Unternehmen, die Richard Heed (unabhängiger Energieberater und For-

scher) untersucht hat, sind 50 in privater und 40 in öffentlicher Hand. Sie sind für 21,6 bzw. 43,2 

Prozent aller verursachten CO2- und Methan(CH4)-Emissionen verantwortlich. Allein 20 dieser 

Unternehmen sind für 29,34 Prozent aller CO2- und Methan-Emissionen verantwortlich. 

Die Produzenten fossiler Energien sabotieren nicht nur die Verhandlungen zur Festlegung ehr-

geiziger politischer Ziele bei der Emissionsreduktion, sie leiten auch Desinformationskampagnen 

und veröffentlichen sogenannte wissenschaftliche Studien, deren alleiniges Ziel darin besteht, 

die Menschen zu verunsichern. Indem sie diese Verunsicherung pflegen, um Taten zu verhin-

dern, verzögern sie unaufhörlich ein seriöses Anpacken des Klimawandels, obwohl hier ein 

dringlichster Handlungsbedarf besteht. 

Solange ihr wirtschaftlicher und politischer Einfluss derart übermächtig ist, sorgen diese Unter-

nehmen und die Staaten, die sie unterstützen, weiterhin dafür, dass die Temperaturen um 4° 

oder 5° C steigen, was unweigerlich in einer Katastrophe enden wird. 

Die internationale Kampagne zur Desinvestition aus fossilen Energieträgern hat zum Ziel, die 

Institutionen, die das kollektive Vermögen verwalten – also Banken, Pensionskassen, Unterneh-

men mit staatlicher Mehrheitsbeteiligung – dazu zu bringen, ihre Gelder aus Firmen, die ihr Ge-

schäft mit fossilen Brennstoffen machen, abzuziehen. Sie ist eine unentbehrliche Hilfe im welt-

weiten Kampf gegen den exzessiven Abbau von Kohlewasserstoffen. Desinvestitionen müssen 

unbedingt unterstützt werden, denn sie sind das Signal, dass das Zeitalter, in dem man verbren-

nen konnte, was und wann man wollte, zu Ende geht. 

 

Verteiler 

• Grosser Rat 


